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Einladung zur 12. Sitzung des Naturschutzbeirates  
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Umweltamt 
 

Dienstgebäude 
Bismarckstr. 16, Düren 
Zimmer-Nr. B 609 
Auskunft 
Martin Castor 
Fon 02421/22-1066300 
Fax 02421/22-1066990 
m.castor@kreis-dueren.de 
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
Servicezeiten 
Mo bis Do 8 bis 16 und Fr 8 bis 13 Uhr 

 
An die 
Mitglieder des Naturschutzbeirates 
(nachrichtlich an die stellv. Beiratsmitglieder) 
 
 
 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 
  66/3  31. März 2023 

DER LANDRAT 

Briefanschrift: Kreisverwaltung Düren  52348 Düren 

 
Einladung zur  

 
12. Sitzung des Beirates  

bei der Unteren Naturschutzbehörde 
am Montag, den 17. April 2023, 18:00 Uhr, 

Sitzungsraum B 130 Kreishaus Düren, Bismarckstr. 16 
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T a g e s o r d n u n g für die 12. Sitzung 
 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 

1. Genehmigung der Niederschrift über die 11. Sitzung des Naturschutzbeirates am 29.03.2023 
 
2. Anhörung des Beirats in aktuellen Verfahren der Bauleitplanung (vorsorglich) 
 
3. Anhörung in Bauleitplanverfahren 
 
  3.1. Stadt Linnich: Bebauungsplan und 38. FNP-Änderung zum Bebauungsplan Linnich Nr. 44 "In den Stadt-

benden" im Parallelverfahren 
 
  3.2. Stadt Nideggen: Aufstellung Teilflächennutzungsplan „Windenergie“  

 
 4. Mitteilungen und Anfragen 
 
  4.1. BImSchG-Verfahren zur Errichtung und Betrieb von zwei WEA in Aldenhoven-Pattern 
 
  4.2. Sonstige Mitteilungen  
 
  4.3. Anfragen 

 
 
II.  Nichtöffentliche Sitzung 
 

 5. Mitteilungen und Anfragen 
 
 
 

Die Vorlagen/ Mitteilungen samt Anlagen zu TOP 3.1 und 3.2 sowie 4.1 sind beigefügt. 
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 

Dr. Achim Siepen 
 
           Für die Richtigkeit:   
               Verena Klöcker 



Vorlage zu TOP 3.1 der 12. Sitzung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde am 17.04.2023 
 
 
Stadt Linnich: Bebauungsplan und 38. FNP-Änderung zum Bebauungsplan Linnich Nr. 44 "In den Stadtbenden" 
im Parallelverfahren 
 

 
Sachverhalt:  
Der Kreis Düren wurde von der Stadt Linnich in dem o.g. Bauleitplanverfahren gem. § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) beteiligt (Offenlage). Die Öffentlichkeit und Behörden wurden bereits vom 05.09.2022 bis 07.10.2022 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung (§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB) beteiligt. Der Beirat hat seine Stellungnahme 
am 26.09.2022 abgegeben. 
 
Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung einer Photovoltaik-
Anlage durch die 38. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 44 "In 
den Stadtbenden" im Parallelverfahren.  
 
Das Plangebiet (Gemarkung Linnich, Flur 22, Flurstück 93 (tlw.)) umfasst eine Fläche von ca. 1,25 ha und wird 
überwiegend ackerbaulich genutzt. Östlich des Plangebietes grenzt das Klärwerk an. Im Süden befindet sich 
ein Umspannwerk, im Südosten verläuft die Bundesstraße 57. 
 
Alle für Natur und Landschaft notwendigen Gutachten wurden vorgelegt. Die vollständigen Planunterlagen 
können digital unter folgendem Link eingesehen werden: https://www.o-sp.de/linnich/beteiligung 
 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (Land NRW, 2020) 

Die Fläche liegt im Geltungsbereich des derzeit noch rechtsgültigen Landschaftsplanes (LP) 2 "Ruraue" von 
1984. Sie wird vom Landschaftsschutzgebiet (LSG) Ziffer 2.3-3 „Ruraue nördlich der Autobahn A 44“ überlagert. 
Im Entwurf des neuen, in Aufstellung befindlichen LP 2 „Rur- und Indeaue“ ist das Plangebiet nicht mehr als 
Schutzgebiet festgesetzt. 
  

https://www.o-sp.de/linnich/beteiligung


 
Derzeit rechtsgültige FNP-Darstellung Geplante FNP-Darstellung 

 
Für den Änderungsbereich des FNP werden im aktuell rechtskräftigen FNP "Flächen für die Landwirtschaft" 
dargestellt. Diese Darstellung soll im Zuge der 38. Änderung zu "Sonderbaufläche" (Zweckbestimmung: 
Photovoltaik) geändert werden, da die Flächen vorwiegend der Energieversorgung dienen sollen. 
 
 

Das Plangebiet wird im Bebauungsplan als sonstiges 
Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
"Photovoltaik" gem. § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. 
Zulässig sind neben der Freiflächenphotovoltaikanlagen 
auch Nebenanlagen und notwendige 
Betriebseinrichtungen. Es wird eine Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,8 festgesetzt. Die Flächen zwischen und unter 
den Modultischen sollen als extensive Grünlandfläche 
entwickelt und landwirtschaftlich (Mahd, Beweidung) 
genutzt werden. Entlang der gesamten 
Plangebietsgrenze werden Maßnahmenflächen zum 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstige 
Bepflanzungen festgesetzt. 

 
 
 

Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Stufe 1) konnte ein Brutvorkommen der planungsrelevanten Arten 
Feldlerche und Rebhuhn zunächst nicht sicher ausgeschlossen werden. Dies wurde jedoch im Rahmen einer 
vertiefenden Untersuchung (Stufe II) untersucht und wurde nicht bestätigt. Zur Vermeidung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist eine Bauzeitenregelung vorgesehen. 
Ein ökologischer Ausgleich ist nicht erforderlich, da bereits durch die Einsaat mit regionalem Saatgut 
insgesamt eine Aufwertung erfolgt. Des Weiteren ist eine Bauzeitenregelung und als zusätzliche 
Ausgleichsmaßnahme die Eingrünung der Plangebietsgrenzen durch die Anlage eines Gehölzstreifens aus 
gebietsheimischen Pflanzen auf ca. 1.500 m² vorgesehen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 

In der Sitzung zu formulieren. 

Abbildung 2: Bebauungsplan Linnich Nr. 44  



Vorlage zu TOP 3.2 der 12. Sitzung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde am 17.04.2023 
 
 
Stadt Nideggen: Aufstellung Teilflächennutzungsplan „Windenergie“ 
 

 
Sachverhalt:  
Der Kreis Düren wurde von der Stadt Nideggen in dem o.g. Bauleitplanverfahren gem. § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(mit Scoping zur Umweltprüfung) im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung beteiligt. Die Stellungnahme der UNB 
ist bis zum 24.04.2023 abzugeben. 
 
Parallel erfolgt die landesplanerische Anfrage gemäß § 34 Landesplanungsgesetz (LPlG). 
 

 

 
Durch das Büro VDH in Erkelenz wurde eine „Standortuntersuchung zur Ausweisung von Windenergiegebieten 
in der Stadt Nideggen“ erstellt. 
 
Im Ergebnis werden sieben Gebiete mit einer Gesamtgröße von 263,90 ha als geeignet für die Ausweisung von 
Windenergiegebieten bewertet. Diese sind Gegenstand der vorliegenden frühzeitigen Beteiligung. Ferner soll 
eine Artenschutzprüfung der Stufe I erarbeitet werden. Hierdurch können sodann weitere Daten über die 
tatsächliche Eignung der Flächen gesammelt und in die Abwägung eingestellt und die Standortuntersuchung 
fortgeschrieben werden. 
  
In der Anlage 1 sind als Auszug die Kapitel 1.1. bis 1.3 und 3.2 bis 5. dargestellt. Aufgrund des Umfangs bzw. des 
Maßstabs der Karten können diese hier – auch ausschnittsweise - nicht reproduziert werden. Es wird auf die 
o.g. Quelle verwiesen. Sofern Bedarf besteht, können diese im Rahmen der Sitzung per Beamer dargestellt 
werden. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

In der Sitzung zu formulieren. 
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Mitteilung zu TOP 4.1 der 12. Sitzung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde am 17.04.2023 

 

BImSchG-Verfahren zur Errichtung und Betrieb von zwei WEA in Aldenhoven-Pattern 

 

Sachverhalt: 

Die JUWI GmbH plant gemeinsam mit der STAWAG Energie GmbH, die Errichtung und den Betrieb von zwei Windener-
gieanlagen (WEA 02 und WEA 03) in der Gemeinde Aldenhoven. Aus Gründen der Rechtssicherheit hat sich der Anla-
genbetreiber dazu entschlossen für das Vorhaben ein förmliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 
10 BImSchG in Verbindung mit einer freiwilligen Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 7 Abs. 3 S. 1 UVPG durchzufüh-
ren. 

Die JUWI GmbH hat den vorliegen Genehmigungsantrag für drei Windenergieanlagen (WEA 01 bis WEA 03) am 
15.04.2021 bei der Kreisverwaltung Düren eingereicht. Die vorgelegten Gutachten beziehen sich daher auf drei Anla-
gen. Mittlerweile hat die Gemeinde Aldenhoven in der Sitzung am 23.08.2022 das Einvernehmen gem. § 36 BauGB für 
zwei der Anlagen (WEA 02 und WEA 03) erteilt, so dass diese auch zunächst nur Gegenstand des weiteren Verfahrens 
sind.  

Die beiden geplanten WEA befinden sich ca. 1 km südöstlich der Ortschaft Aldenhoven und ca. 1,5 km nordöstlich der 
Ortschaft Bourheim (Stadt Jülich). Südöstlich der zwei geplanten WEA befindet sich der Tagebau Inden sowie die re-
naturierte Inde. 

 

Es wurden die Belange von Natur und Landschaft sowie des Artenschutzes im Rahmen einer Umweltverträglichkeits-
prüfung, eines Landschaftspflegerischen Fachbeitrages und eines Fachbeitrags zur vertiefenden Artenschutzprüfung 
bearbeitet und den Antragsunterlagen beigefügt. In den vorliegenden Unterlagen werden die WEA 01, WEA 02 und 
WEA 03 betrachtet – Gegenstand der Genehmigung sind nur die WEA 02 und WEA 03.  

Die Baumaßnahme stellt im Sinne des § 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einen Eingriff dar. Im Rahmen der 
angewandten Eingriffsregelung (Bewertungsverfahren LANUV 2008) ist daher ein ökologisches Defizit zu ermitteln. 
Zum Ausgleich der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist, gemäß § 31 Abs. 4 und 5 des 



Landesnaturschutzgesetzes NRW (LNatSchG NRW) i.V. mit dem Verfahren zur Landschaftsbildbewertung, im Zuge der 
„Ersatzgeld-Ermittlung für Eingriffe in das Landschaftsbild durch den Bau von Windenergieanlagen in NRW" ein Er-
satzgeld zu zahlen. Das Ersatzgeld und das ökologische Defizit wurden in dem vorliegenden Landschaftspflegerischen 
Fachbeitrag für die ursprünglich geplanten drei WEA kalkuliert.  

Die vertiefende Artenschutzprüfung ergab, dass durch die Errichtung und den Betrieb der geplanten WEA – unter der 
Voraussetzung, dass geeignete Vermeidungs- und funktionserhaltende Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden 
– ein Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 i.V. m. Abs. 5 BNatSchG weder für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 
noch für Vogelarten gemäß Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie erfüllt sein wird.  

Als Vermeidungsmaßnahmen werden eine Bauzeitenregelung hinsichtlich der Baufeldräumung zur Vermeidung von 
Beeinträchtigungen von Vogelnestern bzw. -eiern genannt. Weiterhin ist die Abschaltung der Anlagen für WEA-emp-
findliche Fledermäuse bei definierten zeitlichen und klimatischen Bedingungen, vorgesehen.  

Außerdem ist der eintretende anlagenbedingte Lebensraumverlust der Feldlerche 1:1 zu kompensieren. Der Lebens-
raumverlust wurde für die drei ursprünglich geplanten WEA berechnet.  

 

Mit Datum vom 06.03.2023 wurde die Untere Naturschutzbehörde (UNB) zu einer Stellungnahme zur Errichtung und 
zum Betrieb der oben beschriebenen zwei Windenergieanlagen (WEA) in Aldenhoven-Pattern für genehmigungsbe-
dürftige Anlagen nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) bis zum 05.04.2023 aufgefordert. Die Frist wurde 
aufgrund der Sitzung des Beirats am 17.04.2023 bis zum 21.04.2023 verlängert. 
 
Das Verfahren besitzt Konzentrationswirkung, so dass das naturschutzfachliche Verfahrensrecht nicht zur Anwendung 
kommt. Damit sind formell keine rechtlich eigenständigen Genehmigungen, Zustimmungen, Ausnahmen und Befrei-
ungen durch die UNB erforderlich bzw. möglich. Soweit möglich wird der Beirat jedoch auch ohne rechtliche Verpflich-
tung im Verfahrensablauf einbezogen bzw. informiert.   

Die Artenschutzprüfung und der Landschaftspflegerische Fachbeitrag wurden den Beiratsmitgliedern per Email am 
17.03.2023 übersandt. Eine Neuberechnung für die hier beantragten WEA 02 und WEA 03 sowie eine Neukalkulation 
der entsprechenden CEF-Maßnahme wird seitens der UNB nachgefordert. 

Da die Abgabe der Stellungnahme der UNB aufgrund der Fristverlängerung nach der Beiratssitzung erfolgen kann, 
besteht die Möglichkeit, ggf. aus dem Beirat kommende Impulse in die Stellungnahme der UNB aufzunehmen.  




